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An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 

Hiermit übersende ich den von der Bundesregierung beschlossenen 

Entwurf eines Gesetzes zur Änderung von Vor- 
schriften des Gesetzes betreffend die Erwerbs- 
und Wirtschaftsgenossenschaften und des Rabatt- 
gesetzes 

nebst Begründung mit der Bitte, die Beschlußfassung des Bundes- 
tages herbeizuführen. 

Federführend sind der Bundesminister der Justiz und der Bundes- 
minister für Wirtschaft. 

Der Bundesrat hat in seiner 121. Sitzung am 9. April 1954 gemäß 
Artikel 76 Absatz 2 des Grundgesetzes beschlossen, gegen den Ent- 
wurf keine Einwendungen zu erheben. Er vertritt die Ansicht, daß 
das Gesetz seiner Zustimmung bedarf. 


Dr. Adenauer 


Druck: Bonner Üniversitäts-Budidrudcerei Gebr. Sdieur, Bonn 
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Entwurf eines Gesetzes 

zur Änderung von Vorschriften des Gesetzes 
betreffend die Erwerbs- und Wirtschaftsgenossenschaften und des Rabattgesetzes 


Der Bundestag hat mit Zustimmung des 
Bundesrates das folgende Gesetz beschlossen: 


Artikel I 

Änderung des Gesetzes betreffend die 
Erwerbs- und Wirtschaftsgenossenschaften 

§ 1 

§ 8 Abs. 4, §§ 31, 152 und 153 des Gesetzes 
betreffend die Erwerbs- und Wirtschaftsge- 
nossenschaften werden aufgehoben. 


Artikel II 

Änderung des Rabattgesetzes 

S 2 

§§ 5 und 6 des Rabattgesetzes vom 25. No- 
vember 1933 (Reichsgesetzbl. I S. 1011) sowie 
§11 der Durchführungsverordnung zum Ra- 
battgesetz vom 21. Februar 1934 (Reidisge- 
setzbl. I S. 120) werden aufgehoben, soweit 
sie nicht in einzelnen Landern ganz oder teil- 
weise bereits außer Kraft getreten sind. 


Artikel III 

Übergangs- und Schlußvorschriften 

§ 3 

(1) Genossenschaften im Sinne des § 1 
Abs. 1 Nr, 5 des Genossenschaftsgesetzes 
(Konsumvereine) dürfen an Mitglieder ge- 
währte Warenrückvergütungen, die nach steuer- 
lichen Vorschriften wie Betriebsausgaben 
behandelt werden, bei der Ermittlung des 
steuerlichen Gewinns (§ 6 des Körperschaft- 
steuergesetzes, § 5 des Einkommensteuerge- 
setzes) nur soweit abziehen, wie sie zusam- 
men mit Rabatten an Mitglieder drei vom 
Hundert des Umsatzes mit Mitgliedern nicht 
übersteigen. 

(2) Die Vorschrift des Absatzes 1 ist erst- 
mals für den Vcranlagungszeitraum 1954 an- 
zuwenden. Sie ist nicht mehr anzuwenden, 
sobald die Vorschriften des Körperschaft- 
steuerrechts im Sinne der durch Absatz 1 ge- 
troffenen Regelung geändert worden sind. 

§4 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des ^12 
Abs. 1 und des § 13 Abs. 1 des Dritten Über- 
leitungsgesetzes vom 4. Januar 1952 (Bundes- 
gesetzbl. 1 S. 1) auch im Lande Berlin. 

§ 5 

Dieses Gesetz tritt am Tage nach seiner 
Verkündung in Kraft. 
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Begründung 


A. Allgemeines 

Erwerbs- und Wirtsdiaf tsgenossensdiaf ten sind 
Gesellschaften von nicht geschlossener Mitglie- 
derzahl, weldie die Förderung des Erwerbes 
oder der Wirtschaft ihrer Mitglieder mittels 
gemeinschaftlichen Geschäftsbetriebes, also 
durch Schaffung von Einrichtungen der wirt- 
schaftlichen Selbsthilfe, bezwecken (§ 1 Abs. 1 
des Gesetzes betreffend die Erwerbs- und 
Wirtschaftsgenossenschaften, im folgenden 
zitiert als GenGes). Da der Zweck einer Ge- 
nossenschaft in der Förderung des Erwerbs 
oder der Wirtschaft der Mitglieder besteht, 
sind Unternehmer und Kundschaft der Ge- 
nossenschaft grundsätzlich personengleich. Das 
Gesetz erlaubt den Genossenschaften aber auch 
Geschäfte mit Nichtmitgliedern und bringt da- 
durch zum Ausdruck, daß solche Geschäfte 
mit der Eigenart des genossensdiaftlidien 
Zusammenschlusses nicht grundsätzlich ln Wi- 
derspruch stehen. Dies ergibt sich aus § 8 
Abs. 1 Nr. 5 GenGes, der vorsdireibt, daß die 
Ausdehnung des Geschäftsbetriebes auf Per- 
sonen, die nicht Mitglieder der Genossenschaft 
sind, in das Statut aufzunehmen ist. 

In Durchbrechung dieses Grundsatzes bestimmt 
§ 8 Abs. 4 Satz 1 GenGes, daß Konsumver- 
eine (§ 1 Abs. 1 Nr. 5 GenGes) im regelmäßi- 
gen Geschäftsverkehr Waren nur an ihre Mit- 
glieder oder deren Vertreter verkaufen dürfen. 
Bei der Beratung des Gesetzes Im Reichstag 
wurde diese Vorschrift in ihrer im wesentlichen 
noch heute geltenden Fassung erst in dritter 
Lesung mit einer Mehrheit von 113 zu 93 
Stimmen besdilossen. Damals wurde die Er- 
wägung angestellt, der Verkauf von Waren 
der Konsumgenossenschaften an Nichtmitglie- 
der sei mit dem Wesen einer Genossenschaft 
nicht zu vereinbaren. Dem steht entgegen, daß 
das Gesetz den anderen Genossenschaften die 
Entscheidung überläßt, ob sie überhaupt Ge- 
schäfte mit Niditmltgliedern im Rahmen ihres 
Geschäftsbetriebes zulassen wollen. 

Die Unvereinbarkeit des Verkaufs von Waren 
an Nichtmitglieder mit dem Wesen einer Ge- 
nossenschaft war damals auch wohl nicht der 
entscheidende Grund für die Annahme des 
§ 8 Abs. 4. Ausschlaggebend dürften wirt- 
schaftspolitische Erwägungen gewesen sein. 
Die Konsumgenossenschaften standen schon 
seit den Anfängen der Genossenschaftsbewe- 
gung im Wettbewerb zum Einzelhandel. § 8 
Abs. 4 sollte dem Handel einen Schutz gegen 


die Konsumgenossenschaften als Wettbewerber 
bieten. 

Das Wettbewerbsverhältnis zwischen Genos- 
senschaften und Einzelhandel besteht noch 
heute und hat die Vertretungen des Handels 
bisher bewogen, bei allen rechtspolitischen Er- 
örterungen für eine Beibehaltung des § 8 
Abs. 4 einzutreten. Für ihre Stellungnahme 
war nicht nur maßgebend, daß dem Einzel- 
handel der Ausschluß des Geschäfts mit Nicht- 
mitgliedern erwünscht erschien. In neuester 
Zeit spielte es auch eine wesentliche Rolle, daß 
die Konsumgenossenschaften seit der Aufhe- 
bung des § 5 des Rabattgesetzes Warenrück- 
vergütungen in unbegrenzter Höhe ausschütten 
dürfen, während der Einzelhandel nach ^ 2 
des Rabattgesetzes nur 3 v. H. Rabatt gewäh- 
ren darf. Hinzu kam die steuerliche Abzugs- 
fähigkeit der Warenrückvergütungen als Be- 
triebsausgabe durch § 36 der Verordnung zur 
Durchführung des Körperschaftsteuergesetzes. 
Der enge wirtschaftspolitische Zusammenhang 
dieser Umstände mit § 8 Abs. 4 GenGes wurde 
immer wieder hervorgehoben; deshalb wurde 
die Beibehaltung dieser Vorschrift gefordert. 
Da diese Fragen im Jahre 1951 nicht abschlie- 
ßend geklärt werden konnten, mußte bei der 
Vorbereitung des Gesetzes über die einstwei- 
lige Außerkraftsetzung von Vorschriften des 
Gesetzes betreffend die Erwerbs- und Wirt- 
schaftsgenossenschaften vom 27. Dezember 
1951 (BGBl. I S. 1003) die Entscheidung über 
eine Beibehaltung oder endgültige Aufhebung 
des § 8 Abs. 4 GenGes zurückgestellt werden. 
Zwischen den Verbänden der Genossenschaften 
und des Handels ist seitdem über eine Beile- 
gung der bestehenden Meinungsverschieden- 
heiten verhandelt worden. Unter Berücksich- 
tigung dieser Gespräche, die allerdings zu einer 
Übereinstimmung der Beteiligten nicht geführt 
haben, sollen nunmehr die Fragen, die bei 
der Vorbereitung des Gesetzes vom 27. De- 
zember 1951 noch nicht zur Entscheidung reif 
waren, endgültig geregelt werden. Durch diese 
Regelung sollen alle Vorschriften, die im 
Wettbewerb zwischen Konsumgenossenschaf- 
ten und Einzelhandel zu einer ungleichen Be- 
handlung der Wettbewerber führen können, 
aufgehoben oder aufeinander abgestimmt wer- 
den. Zu diesem Zweck sieht der Entwurf vor; 

a) Aufhebung des § 8 Abs. 4 GenGes und der 
damit zusammenhängenden Vorschriften 
des Genossenschaftsgesetzes, 


3 



b) Aufhebung des § 6 des Rabattgesetzes, der 
den Konsumvereinen, Warenhäusern, Ein- 
heits-. Klein- oder Serienpreisgeschäften 
und Werkskonsumanstalten jede Rabatt- 
gewährung untersagt, 

c) Beschränkung der steuerlichen Abzugsfähig- 
keit der von den Konsumgenossenschaften 
an Mitglieder gewährten Warenrückver- 
gütungen bis zu 3 V. H. des Umsatzes 
mit Mitgliedern. 

Zu a 

Die Konsumgenossenschaften haben die in 5 8 
Abs. 4 GenGes enthaltene Beschränkung Ihrer 
wirtschaftlichen Betätigung von jeher als eine 
nicht gerechtfertigte Zurücksetzung betrachtet. 
Durch die unter c erwähnte Regelung wird der 
steuerliche Abzug der Warenrückvergütungen, 
der vom Einzelhandel als eine nicht berechtigte 
Bevorzugung angesehen wird, auf 3 v. H. 
des Umsatzes beschränkt. Deshalb entspricht 
es einem Gebot wirtschaftlicher Gerechtigkeit, 
die In § 8 Abs. 4 GenGes liegende Benachteili- 
gung aufzuheben. 

Zu b 

Auch § 6 des Rabattgesetzes enthält eine Zu- 
rücksetzung bestimmter Unternehmen. Nach 
dieser Vorschrift dürfen Konsumvereine, Wa- 
renhäuser, Einheits-, Klein- oder Serienpreis- 
geschäfte und Werkskonsumanstalten Barzah- 
lungsnachlässe, die anderen Unternehmen 
durch § 2 des Gesetzes bis zu 3 v. H. des 
Preises gestattet sind, nicht gewähren. In 
einem Teil der Länder des Bundesgebietes ist 
das Wort „Konsumvereine“ In § 6 bereits 
gestrichen worden. In anderen Ländern gilt 
§ 6 noch heute auch für Konsumvereine. Es 
ist angeregt worden, die Sonderregelung des 
§ 6 für alle darin genannten Unternehmen 
außer Kraft zu setzen. Der Entwurf folgt 
dieser Anregung, weil § 6 auf wirtschaftspoli- 
tischen Erwägungen beruht, die heute nicht 
mehr anerkannt werden können. 

Zu c 

Nach § 2 des Rabattgesetzes darf Rabatt nur 
bis zu 3 V. H, des Preises gewährt werden. 
Dagegen dürfen die Konsumgenossenschaften 
Ihren Mitgliedern Warenrückvergütungen in 
Höhe eines Satzes des Umsatzes ausschütten, 
der über 3 v. H. hinausgeht. Warenrückvergü- 
tung und Rabatt sind begrifflich vonein- 
ander verschieden. Die Warenrückvergütung 
wird auf Grund des Jahresgewinns der Ge- 
nossenschaft durch die Generalversammlung 


festgesetzt und dem einzelnen Genossen ent- 
sprechend seinem Umsatz ausgezahlt. Der Ra- 
batt ist dagegen ein Abzug vom Kaufpreis 
eines jeden einzelnen Geschäfts ohne Rücksicht 
auf Gewinn und Verlust in der Ertragsrech- 
nung. Trotz dieser begrifflichen Unterschiede 
besteht wirtschaftlich ein enger Zusammen- 
hang zwischen Warenrückvergütung und Ra- 
batt. Das kaufende Publikum vergleicht den 
Hundertsatz der Warenrückvergütung bei 
einer Konsumgenossenschaft mit dem Hundert- 
satz des Rabatts beim Einzelhändler. Die 
daraus sich ergebenden Spannungen im Wett- 
bewerb zwischen Konsumgenossenschaften und 
Einzelhandel bedürfen eines Ausgleichs. Der 
Ausgleich soll darin bestehen, daß die steuer- 
liche Abzugsfähigkeit der Warenrückvergü- 
tung der Konsumgenossenschaften auf 3 v. H. 
des Umsatzes mit Mitgliedern beschränkt wird; 
damit wird die Warenrückvergütung dem Ra- 
batt gleichgestellt. 

Nach § 36 der Verordnung zur Durchführung 
des Körperschaftsteuergesetzes — KStDV 51 
— dürfen Warenrückvergütungen an Mit- 
glieder bis zu dem nach dieser Vorschrift zu 
berechnenden Betrage des Gewinns aus dem 
Mitgliedergeschäft (Obergrenze) als Betriebs- 
ausgabe abgezogen werden. Dagegen kann der 
Einzelhandel, der Rabatte nur bis zu 3 v. H. 
des Preises gewähren darf, die Rabatte nur in 
dieser Höhe abziehen. Wenn die steuerliche 
Abzugsfähigkeit der Warenrückvergütung auf 
3 V, H. beschränkt wird, sind die Genossen- 
schaften rechtlich zwar nicht gehindert, höhere 
Beträge als Warenrückvergütung auszuschüt- 
ten; sie können eine solche Ausschüttung aber 
erst vornehmen, wenn der 3 v. H. des Um- 
satzes mit Mitgliedern übersteigende Jahres- 
gewinn nach den allgemeinen Sätzen des Kör- 
perschaftsteuergesetzes versteuert worden ist. 
In der Regel werden die Konsumgenossen- 
schaften nicht in der Lage sein, nach Ver- 
steuerung dieses Jahresgewinns Warenrückver- 
gütungen über 3 v. H. des Umsatzes mit Mit- 
gliedern festzusetzen. Daher führt die Be- 
schränkung der steuerlichen Abzugsfähigkeit 
Im Ergebnis zu einer Beschränkung der Waren- 
rückvergütung der Konsumgenossenschaften 
auf den Satz von 3 v. H. und damit zu einer 
gleichen Wettbewerbslage mit dem Einzel- 
handel, der seinen Kunden nur 3 v. H. Rabatt 
gewähren darf. 

Nach Aufhebung des § 6 des Rabattgesetzes 
wird den Konsumgenossenschaften die Ge- 
währung von Rabatt an alle Käufer (Mit- 
glieder und Nichtmitglieder) in derselben 
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Höhe erlaubt sein wie den .Unternehmen des 
Einzelhandels. Die Gewährung von Rabatt 
durch Konsumgenossenschaften ist allerdings 
nicht gebräuchlich. Wenn aber einzelne Kon- 
sumgenossenschaften aus Anlaß der Beschrän- 
kung der steuerlichen Abzugsfähigkeit der 
Warenrückvergütung zur Rabattgewährung 
übergehen sollten, mindert sich die zum steuer- 
lichen Abzug zugelassene Warenrückvergütung 
um den an die Mitglieder gezahlten Rabatt. 


B. Im einzelnen 

Zu den Vorschriften des Entwurfs ist im ein- 
zelnen folgendes zu bemerken: 

Zu § 1 

a) Nach Aufhebung des in § 8 Abs. 4 GenGes 
enthaltenen Verbots des Verkaufs von 
Waren an Nichtmitglieder haben die Kon- 
sumgenossenschaften gemäß § 8 Abs. 1 
Nr. 5 GenGes darüber zu beschließen, ob 
die Ausdehnung des Geschäftsbetriebs auf 
Nichtmitglieder im Statut der einzelnen 
Genossenschaften zugelassen werden soll. 
Zum Verkauf von Waren an Nichtmit- 
glieder sind nur Konsumgenossenschaften 
berechtigt, die eine dahingehende Bestim- 
mung in ihrem Statut treffen. 

b) In § 8 Abs. 4 Satz 2 GenGes waren für 
den Verkauf von Waren an Nichtmit- 
glieder durch landwirtschaftliche Konsum- 
vereine Ausnahmen vorgesehen. Mit der 
Aufhebung des in Satz 1 enthaltenen all- 
gemeinen Verbots wird die in Satz 2 zu- 
gelassene Ausnahme gegenstandslos. Des- 
halb muß nicht nur § 8 Abs. 4 Satz 1, 
sondern auch Satz 2 aufgehoben werden. 

c) Die Aufhebung des § 8 Abs. 4 GenGes 
führt zur Aufhebung der damit zusam- 
menhängenden Vorschriften des Genossen- 
schaftsgesetzes, nämlich des § 31 (Vor- 
schriften über die Legitimation für den 
Verkauf von Waren bei Konsumgenossen- 
schaften) und der §§ 152, 153 (Vor- 
schriften über die Bestrafung des unbe- 
fugten Verkaufs von Waren an Nichtmit- 
glieder und der Weiterveräußerung von 
Waren der Konsumvereine). 

Zu § 2 

Durch § 5 des Rabattgesetzes ist den Kon- 
sumvereinen verboten, Rückvergütungen 

von mehr als 3 v. H. der Umsätze mit Mit- 


gliedern zu gewähren. Über die danach 
statthafte Rückvergütung hinaus dürfen 
Konsumgenossenschaften einen weiteren Ge- 
winn nach § 11 der Verordnung zur Durch- 
führung des Rabattgesetzes nur nach Maß- 
gabe der Geschäftsanteile ausschütten; die 
Gewinnanteile dürfen erst nach voller Ein- 
zahlung des Geschäftsanteils ausgezahlt wer- 
den. § 6 des Rabattgesetzes verbietet die Ge- 
währung von Barzahlungsnachlässen durch 
Konsumgenossenschaften und andere in der 
Vorschrift im einzelnen aufgeführte Unter- 
nehmen. Außer In Berlin ist § 5 des Rabatt- 
gesetzes in allen Ländern bereits aufgehoben 
worden, in Baden erst durch ein Gesetz vom 
8. Februar 1950 (Gesetz- und Verordnungs- 
blatt S. 127). § 11 der Durchführungsver- 
ordnung zum Rabattgesetz gilt außer in 
Berlin noch in den Ländern der britisdien 
Besatzungszone; in Baden ist diese Bestim- 
mung ebenfalls erst durdi das erwähnte Ge- 
setz aufgehoben worden. Im Interesse der 
Rcchtsangleichung werden beide Vor- 
sdiriften, die ihrem Inhalt nach überholt 
sind, aufgehoben, soweit sie nicht bereits in 
einzelnen Ländern außer Kraft getreten sind. 
Das Wort „Konsumvereine“ in § 6 des Ra- 
battgesetzes ist in den Ländern Bayern, 
Württemberg-Baden, Hessen, Bremen, 
Rheinland-Pfalz und Württemberg-Hohen- 
zollern bereits gestrichen worden. In Baden 
ist die Bestimmung durch das Gesetz vom 
8. Februar 1950 aufgehoben worden. In den 
übrigen Ländern sind keine Vorschriften zur 
Aufhebung oder Änderung des § 6 des Ra- 
battgesetzes erlassen worden. Auch hier be- 
steht demnach ein Bedürfnis zur Rcchtsver- 
cinheitlichung. Es erscheint geboten, die 
Rechtseinheit dadurch herzustellen, daß § 6 
des Rabattgesetzes ganz aufgehoben wird, 
soweit er nicht In den einzelnen Ländern 
ganz oder teilweise bereits außer Kraft ge- 
treten ist. Mit der in Artikel I und III vor- 
gesehenen Regelung wäre es nicht vereinbar, 
wenn die Konsumvereine Barzahlungsnach- 
lässe nicht gewähren dürften. Darüber hinaus 
kann dieses Verbot aus allgemeinen wirt- 
schaftspolitischen Erwägungen (vgl. die Aus- 
führungen zu A b) auch nicht insoweit auf- 
rechterhalten werden, als § 6 des Rabattge- 
setzes die Gewährung von Barzahlungsnach- 
lässen audi anderen Unternehmen als Kon- 
sumgenossenschaften verbietet. 

Die in § 2 vorgesehene Aufhebung tritt in 
Berlin nach Maßgabe der Berlinklausel (§ 4) 
in Kraft. 
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Zu § 3 

Die steuerliche Abzugsfähigkeit von Waren- 
rückvergütungen an Mitglieder von Genos- 
senschaften ist zur Zeit auf Grund des § 23 
des Körperschaftsteuergesetzes — KStG — 
durch § 36 KStDV geregelt. Der Bundes- 
finanzhof hat in einem Urteil vom 
25. August 1953 — I 38/53 U — (veröffent- 
licht im Bundessteuerblatt 1954 Teil III vom 
1. Februar 1954 S. 36/38) angenommen, daß 
die in § 23 des Körperschaftsteuergesetzes 
enthaltene Ermächtigung nach Art. 129 
Abs. 3 des Grundgesetzes erloschen ist, und 
daß Rechtsvorschriften, die auf Grund dieser 
Ermächtigung erlassen worden sind (in dem 
entschiedenen Einzelfalle die KStDV 1949), 
unwirksam sind. Es braucht im Rahmen 
dieses Entwurfs nicht entschieden zu werden, 
ob und welche Folgerungen aus dieser Ent- 
scheidung des Bundesfinanzhofs zu ziehen 
sind. Wesentlich ist, daß die im Interesse 
eines Ausgleichs zwischen Konsumgenossen- 
schaften und Einzelhandel gebotene Be- 
schränkung der Abzugsfähigkeit der Waren- 
rückvergütungen bei Konsumgenossen- 
schaften (s. die Ausführungen zu A c) gleich- 
zeitig mit der Aufhebung des § 8 Abs. 4 
GenGes in Kraft tritt. Daher bestimmt § 3 
als Übergangsvorschrift, daß Konsumgenos- 
senschaften an Mitglieder gewährte Waren- 
rückvergütungen, die nach steuerlichen Vor- 
schriften wie Betriebsausgaben behandelt 
werden, bei der Ermittlung des steuerlichen 
Gewinns nur soweit abziehen dürfen, wie 


sie zusammen mit Rabatten an Mitglieder 
3 V. H. des Umsatzes mit Mitgliedern nidit 
übersteigen. 

Die in Absatz 1 enthaltene Übergangsvor- 
schrift soll erstmals für den Veranlagungs- 
zeitrauni 1954 angewendet werden. Sie soll 
nicht mehr angewendet werden, sobald die 
Vorschriften des Körperschaftsteuerrechts im 
Sinne der Übergangsregelung geändert wor- 
den sind. 

Zu § 4 

Diese Vorschrift enthält die übliche Klausel 
zur Anwendung des Gesetzes im Lande 
Berlin. 

Zu § 5 

Da die in § 1 des Gesetzes über die einst- 
weilige Außerkraftsetzung von Vorschriften 
des Gesetzes betreffend die Erwerbs- und 
Wirtschaftsgenossenschaften vom 27. De- 
zember 1951 (BGBl. I S. 1003) bezeichnete 
Frist nur bis zum 30. Juni 1954 verlängert 
worden ist (Art. 1 des Gesetzes zur Verlän- 
gerung des Gesetzes über die einstweilige 
Außerkraftsetzung von Vorschriften des Ge- 
setzes betreffend die Erwerbs- und Wirt- 
schaftsgenossenschaften vom 8. Januar 1954 
— BGBl. I S. 2 — ), muß die in diesen Ge- 
setzen getroffene vorläufige Regelung sofort 
durch die endgültige ersetzt werden. Deshalb 
wird abweichend von Artikel 82 Abs. 2 des 
Grundgesetzes bestimmt, daß das Gesetz am 
Tage nach der Verkündung in Kraft tritt. 
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